
 

 

 

Verwaltungsgericht Göttingen 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

3 A 225/20 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

1.  

   

  

 Staatsangehörigkeit: kolumbianisch, 

– Kläger – 

Prozessbevollmächtigte: 

zu 1-2: Rechtsanwälte Deery & Jördens - Kanzlei für Migrationsrecht -,  

 Papendiek 24 - 26, 37073 Göttingen - 811/20 -  

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht-

linge - Außenstelle Friedland -,  

Heimkehrerstraße 16, 37133 Friedland - 8115462-349 -  

– Beklagte – 

wegen Asylrecht - Flüchtlingseigenschaft 

hat das Verwaltungsgericht Göttingen - 3. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 

15. März 2023 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht  

als Einzelrichter für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung der Ziffern 1 sowie 

3 bis 6 ihres Bescheides vom .2020 verpflichtet, den Klägern die 

Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. 
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seinen jüngeren Bruder zur Schule gebracht und sei dabei überfallen worden. Er habe 

5 Messerstiche abbekommen und sei zusammengeschlagen worden. Er habe 5 Tage 

im Krankenhaus verbracht und die Polizei habe die Täter identifizieren können. Bis 

zum heutigen Tage gebe es aber kein Urteil und keine endgültige Untersuchung dieses 

Ereignisses. Seiner Mutter sei aufgrund dieses Ereignisses wieder Schutz von Seiten 

der Unidad National de Proteccion (UNP) gegeben worden, nicht aber ihm als ihrem 

Angehörigen. Seine Mutter habe ihr politisches Engagement fortgesetzt. Dieses er-

streckte sich auch darauf, das Eigentum, aus dem sie in der Vergangenheit vertrieben 

worden waren aufgrund der Regelungen im Friedensvertrag zurückzuerlangen. Nach-

dem er seine Frau geheiratet habe, habe er unter einer anderen Adresse mit ihr zu-

sammengewohnt. Dies sei eine Wohnung seines Schwiegervaters gewesen. Dadurch, 

dass er nicht mehr bei seiner Mutter gewohnt habe, habe er keinen persönlichen 

Schutz durch den Staat mehr erhalten. Auch die Schutzmaßnahmen für seine Mutter 

seien storniert worden. Mit niemanden habe er die neue Adresse kommuniziert. Dann 

seien allerdings unbekannte Männer an dieser Wohnung aufgetaucht und hätten nach 

ihm und seiner Frau gesucht. Dies habe ihn und seine Frau derart geschockt, dass sie 

sich zur Ausreise entschlossen hätten. Vor diesem Vorfall und nach dem Attentat auf 

ihn am .2018 sei er angerufen und beleidigt sowie bedroht worden. Wenn sie 

nicht aufhören würden, sich einzusetzen, würden sie getötet werden. Die Drohbriefe 

seien nicht an ihn persönlich adressiert gewesen, sondern immer an die Organisation 

seiner Mutter, bei denen er zum Teil mitgewirkt habe. Neben seinem Engagement bei 

 habe er sich als Vertreter von  auch in der Organisation 

 engagiert. In dieser Organisation sei seine Mutter Vizepräsidentin, technische Sek-

retärin und im Vorstand tätig gewesen. Bei habe er bei verschiedenen Projek-

ten mitgeholfen, bei denen Jugendliche und auch Opfer der Guerillas und Paramilitärs 

zu einer anständigen Ausbildung hätten kommen sollen, um sich im Leben weiterentwi-

ckeln zu können. Es habe zwischen drei und vier Projekten im Jahr gegeben. Er per-

sönlich habe eine Datenbank durchgeführt von Jugendlichen potentiellen Studenten 

und je nach den Informationen, die er gesammelt habe, hätten die Klienten weitergelei-

tet werden können an Schulen, Ausbildungsstätten und Universitäten. Es sei eine Art 

Reparatur gewesen, um das, was an Schicksalen geschädigt worden sei, zu reparie-

ren. Seine Mutter sei in den letzten 2 Jahren nicht angegriffen, angesprochen oder 

sonst angegangen worden. Diese Aussage korrigierte der Kläger im Schreiben vom 

2020 dahingehend, sie sei glücklicherweise nicht angegriffen worden. Sie sei al-

lerdings bedroht worden durch Anrufe und Briefe. Durch seine Arbeit in Bezug auf die 

Opfer habe er Zugang zu persönlichen Daten über die Täter bekommen. Diese hätten 

natürlich kein Interesse daran, dass er diese Informationen besitze. 

Die Klägerin zu 2.) bezieht sich zur Begründung ihres Antrags im Wesentlichen auf das 

Vorbringen des Klägers zu 1.). Sie sei geschockt gewesen als Anfang  2020 

2 Männer in ihrer Wohnanlage nach ihnen gefragt hätten. Diese hätten so getan, als 

seien sie ihre Freunde. 

 

Mit Bescheid vom .2020 lehnte es die Beklagte ab, den Klägern die Flüchtlingsei-

genschaft und den subsidiären Schutzstatus zuzuerkennen. Gleichzeitig lehnte sie ihre 

Anträge auf Asylanerkennung ab. Ferner stellte sie fest, dass Abschiebungsverbote 

nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 des AufenthG nicht vorliegen und forderte die Kläger 

auf, die Bundesrepublik Deutschland innerhalb von 30 Tagen nach unanfechtbarem 

Abschluss ihres Asylverfahrens zu verlassen, wobei sie für den Fall der Nichtbefolgung 
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die Abschiebung nach Kolumbien androhte. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot be-

fristete sie auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung. 

 

Zur Begründung dieses Bescheides gab die Beklagte im Wesentlichen an, die Kläger 

hätten in Kolumbien internen Schutz zumutbar erreichen können. Die Polizei sei, wie 

sich aus ihrem Vortrag ergebe, grundsätzlich schutzwillig und –fähig gewesen. Das 

eine Anklage gegen die Täter des Überfalles am .2018 nicht erfolgt sei, sei aus 

Mangel an Beweisen geschehen. Gleiches gelte in Bezug auf die Mutter des Klägers 

zu 1.), die umfangreichen Schutz erhalten habe. Selbst wenn man hiervon nicht ausge-

hen wolle, sei interner Schutz in einer anderen kolumbianischen Großstadt möglich. 

Die soziale Organisation der Mutter des Klägers zu 1.) sei klein gewesen und die Rolle 

des Klägers habe sich im Hintergrund abgespielt. Deshalb bestehe kein Verfolgungsin-

teresse an ihm. 

 

Hiergegen haben die Kläger am .2020 Klage erhoben. 

 

Zu deren Begründung wiederholen und vertiefen sie ihr durch zahlreiche Dokumente 

belegtes Vorbringen aus dem Anhörungsverfahren. Alle Mitglieder der von der Mutter 

des Klägers zu 1.) geleiteten Organisation seien betroffen gewesen. Die Bedrohung sei 

von Paramilitärs ausgegangen. Auch Umzüge innerhalb Kolumbiens hätten nicht ge-

holfen, die Drohungen zu beenden. Durch das Friedenabkommen von 2016 sei eine 

Stabilisierung der Lage nicht eingetreten. Vielmehr bestehe ein bewaffneter Konflikt. 

Auch die Mutter des Klägers zu 1.) befinde sich mittlerweile in Deutschland und habe 

einen Asylantrag gestellt. 

 

Die Kläger beantragen, 

die Beklagte unter entsprechender Aufhebung ihres Bescheides vom 

2020 zu verpflichten, 

den Klägern die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen, 

hilfsweise,  

ihnen den subsidiären Schutzstatus zuzuerkennen, 

weiter hilfsweise, 

festzustellen, dass Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 

AufenthG bezogen auf den Herkunftsstaat vorliegen. 
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Die Beklagte beantragt, dem klägerischen Vorbringen in der Sache entgegentretend 

und die mehrfachen nachträglichen Korrekturen des Anhörungsprotokolls durch den 

Kläger zu 1.) kritisierend, die Klage abzuweisen. 

 

Die Kläger sind in mündlicher Verhandlung informatorisch zu ihren Asylgründen ange-

hört worden. Wegen der Einzelheiten ihrer Aussagen wird auf die Sitzungsniederschrift 

Bezug genommen. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen 

den Beteiligten gewechselten Schriftsätze sowie die Verwaltungsvorgänge der Beklag-

ten Bezug genommen. Diese Unterlagen sind ebenso Gegenstand der mündlichen 

Verhandlung gewesen, wie die der aus den Beteiligten mit der Ladung übersandten 

Liste ersichtlichen Erkenntnismittel. 

 

 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist im Wesentlichen begründet. Der Bescheid der Beklagten vom 

2020 ist - mit Ausnahme der Ablehnung der Asylanerkennung, die nicht streitge-

genständlich ist - rechtswidrig und die Kläger haben – bezüglich der Klägerin zu 2.) 

aufschiebend bedingt – einen Anspruch darauf, dass die Beklagte ihnen die Flücht-

lingseigenschaft zuerkennt (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

 

Nach § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 

28.07.1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II Seite 559, 560), 

wenn er sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, 

Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er 

besitzt und dessen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser 

Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder in dem er als Staatenloser seinen vorheri-

gen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder wegen 

dieser Furcht nicht zurückkehren will. 

Als Verfolgung im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG gelten nach § 3a AsylG Handlungen, die 

aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwie-

gende Verletzung grundlegender Menschenrechte darstellen, insbesondere der 

Rechte, von denen nach Art. 15 Abs. 2 der Konvention zum Schutz der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten (BGBl. 1952 II Seite 685, 953) keine Abweichung zulässig 

ist, oder die in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer 

Verletzung der Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person da-

von in ähnlicher wie der in Nr. 1 beschriebenen Weise betroffen ist. 
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Dabei muss gemäß § 3a Abs. 3 AsylG zwischen den Verfolgungsgründen im Sinne von 

§ 3 Abs. 1 und § 3b AsylG und der Verfolgungshandlung oder dem Fehlen von Schutz 

vor solchen Handlungen eine Verknüpfung bestehen. 

Nach § 3c AsylG kann die Verfolgung ausgehen vom Staat, von Parteien oder Organi-

sationen, die den Staat oder wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschen, oder 

von nichtstaatlichen Akteuren, sofern die vorgenannten Akteure einschließlich internati-

onaler Organisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, 

Schutz vor Verfolgung im Sinne des § 3d AsylG zu bieten, und dies unabhängig davon, 

ob in dem Land eine staatliche Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. 

Die Furcht vor Verfolgung ist begründet, wenn dem Ausländer die genannten Gefahren 

aufgrund der in seinem Herkunftsland gegebenen Umstände in Anbetracht seiner indi-

viduellen Lage tatsächlich, d.h. mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit drohen. Eine be-

achtliche Wahrscheinlichkeit in diesem Sinne liegt vor, wenn sich die Rückkehr in den 

Heimatstaat aus der Sicht eines besonnenen und vernünftig denkenden Menschen als 

unzumutbar erweist, weil bei Abwägung aller in Betracht kommenden Umstände die für 

eine bevorstehende Verfolgung streitenden Tatsachen ein größeres Gewicht besitzen 

als die dagegensprechenden Gesichtspunkte. Nach Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie 

2011/95/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 – Qualifika-

tionsrichtlinie – (ABl. L 337/9) ist hierbei die Tatsache, dass ein Antragsteller bereits 

verfolgt wurde oder einen sonstigen ernsthaften Schaden erlitten hat bzw. von solcher 

Verfolgung oder einem solchen Schaden unmittelbar bedroht war, ein ernsthafter Hin-

weis darauf, dass die Furcht des Antragstellers vor Verfolgung begründet ist bzw. dass 

er tatsächlich Gefahr läuft, ernsthaften Schaden zu erleiden, es sei denn, stichhaltige 

Gründe sprechen dagegen, dass der Antragsteller erneut von solcher Verfolgung und 

einem solchen Schaden bedroht wird. Diese Regelung privilegiert den von ihr erfassten 

Personenkreis bei einer Vorverfolgung durch eine Beweiserleichterung, nicht aber 

durch einen herabgestuften Wahrscheinlichkeitsmaßstab. Die Vorschrift begründet für 

die von ihr begünstigten Antragsteller eine widerlegbare Vermutung dafür, dass sie er-

neut von einem ernsthaften Schaden bei einer Rückkehr in ihr Heimatland bedroht wer-

den. Die Vermutung nach Art. 4 Abs. 4 der Qualifikationsrichtlinie, dass der Ausländer 

erneut von einem solchen Schaden bedroht wird, setzt einen inneren Zusammenhang 

zwischen der Vorschädigung und dem befürchteten künftigen Schaden voraus 

(BVerwG, Urt. v. 27.04.2010 – 10 C 5/09, juris Rn. 21). Dadurch wird der Antragsteller, 

der bereits einen ernsthaften Schaden erlitten hat oder von einem solchen Schaden 

unmittelbar bedroht war, von der Notwendigkeit entlastet, stichhaltige Gründe dafür 

darzulegen, dass sich die einen solchen Schaden begründenden Umstände bei Rück-

kehr in sein Herkunftsland erneut realisieren werden. Als vorverfolgt gilt ein Schutzsu-

chender dann, wenn er aus einer durch eine eingetretene oder unmittelbar bevorste-

hende politische Verfolgung hervorgerufenen ausweglosen Lage geflohen ist. Die Aus-

reise muss das objektive äußere Erscheinungsbild einer unter dem Druck dieser Ver-

folgung stattfindenden Flucht aufweisen. Das auf dem Zufluchtsgedanken beruhende 

Asyl- und Flüchtlingsrecht setzt daher grundsätzlich einen nahen zeitlichen (Kausal-

)Zusammenhang zwischen der Verfolgung und der Ausreise voraus. 
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Es obliegt bei alledem dem Schutzsuchenden, sein Verfolgungsschicksal glaubhaft zur 

Überzeugung des Gerichts darzulegen. Er muss daher die in seine Sphäre fallenden 

Ereignisse, insbesondere seine persönlichen Erlebnisse, in einer Art und Weise schil-

dern, die geeignet ist, seinen geltend gemachten Anspruch lückenlos zu tragen. Dazu 

bedarf es – unter Angabe genauer Einzelheiten – einer stimmigen Schilderung des 

Sachverhalts. Daran fehlt es in der Regel, wenn der Schutzsuchende im Lauf des Ver-

fahrens unterschiedliche Angaben macht und sein Vorbringen nicht auflösbare Wider-

sprüche enthält, wenn seine Darstellungen nach der Lebenserfahrung oder aufgrund 

der Kenntnis entsprechender vergleichbarer Geschehensabläufe nicht nachvollziehbar 

erscheinen und auch dann, wenn er sein Vorbringen im Laufe des Verfahrens steigert, 

insbesondere wenn er Tatsachen, die er für sein Begehren als maßgeblich bezeichnet, 

ohne vernünftige Erklärung erst sehr spät in das Verfahren einführt (vgl. BVerwG, Urt. 

v. 23.02.1988 – 9 C 32/87; BVerfG, Beschl. v. 29.11.1990 – 2 BvR 1095/90, jeweils zi-

tiert nach juris). Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts findet 

dabei die Pflicht der Gerichte zur Aufklärung des Sachverhalts ihre Grenze dort, wo 

das Klagevorbringen des Klägers keinen tatsächlichen Anlass zu weiterer Sachaufklä-

rung bietet. Lässt der Kläger es an der Schilderung eines zusammenhängenden und in 

sich stimmigen, im wesentlichen widerspruchsfreien Sachverhalts mit Angabe genauer 

Einzelheiten aus seinem persönlichen Lebensbereich fehlen, so bietet das Klagevor-

bringen seinem tatsächlichen Inhalt nach keinen Anlass, einer daraus hergeleiteten 

Verfolgungsgefahr näher nachzugehen (BVerwG, Beschl. v. 26.10.1989 – 9 B 405/89, 

juris Rn. 8). Es ist auch von Verfassungs wegen unbedenklich, wenn ein in wesentli-

chen Punkten unzutreffendes oder in nicht auflösbarer Weise widersprüchliches Vor-

bringen ohne weitere Nachfragen des Gerichts unbeachtet bleibt (vgl. BVerfG, Beschl. 

v. 29.11.1990 – 2 BvR 1095/90, juris Rn. 14 ff.). Das Gericht hat sich für seine Ent-

scheidung die volle Überzeugung von der Wahrheit, nicht bloß von der Wahrscheinlich-

keit zu verschaffen (vgl. hierzu BVerwG, Urt. v. 16.04.1985 – 9 C 109.84, zitiert nach 

juris). 

Dem Ausländer wird die Flüchtlingseigenschaft gem. § 3e Abs. 1 AsylG nicht zuer-

kannt, wenn er in einem Teil seines Herkunftslandes keine begründete Furcht vor Ver-

folgung oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung nach § 3d AsylG hat und sicher und le-

gal in diesen Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und vernünftigerweise er-

wartet werden kann, dass er sich dort niederlässt. 

 

Gemessen an diesen Vorgaben, steht den Klägern ein Anspruch auf Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft zur Seite.  

Das von den Klägern übereinstimmend, insbesondere aber von dem Kläger zu 1.), ge-

schilderte Verfolgungsvorbringen ist zur Überzeugung des Einzelrichters glaubhaft. Der 

diesbezügliche Vortrag ist detailliert, lückenlos und unter emotionaler Anteilnahme an 

dem Erlebten schlüssig vorgetragen. Danach hat der Kläger zu 1.) ab 2011 in der von 

seiner Mutter, einer selbst von Guerillas von ihrem Grund und Boden vertriebe-

nen Frau, gegründeten sozialen Organisation  und der übergeordneten Dach-

gesellschaft Mesa Nacional mitgewirkt. Dabei hat er staatlich finanzierte Projekte orga-

nisiert und durchgeführt, die das Ziel hatten, Opfer von Vertreibung zu fördern und sie 

so dem Einfluss der Drogenbanden und Guerillaorganisationen zu entziehen. Seine 
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Da die Kläger vorverfolgt ausgereist sind, spricht eine widerlegbare Vermutung dafür, 

dass sie erneut von einem ernsthaften Schaden bei einer Rückkehr in ihr Heimatland 

bedroht wird. Die Vermutung nach Art. 4 Abs. 4 der Qualifikationsrichtlinie, dass der 

Ausländer erneut von einem solchen Schaden bedroht wird, setzt einen inneren Zu-

sammenhang zwischen der Vorschädigung und dem befürchteten künftigen Schaden 

voraus (BVerwG, Urt. v. 27.04.2010 – 10 C 5/09, juris Rn. 21). Dadurch wird der An-

tragsteller, der bereits einen ernsthaften Schaden erlitten hat oder von einem solchen 

Schaden unmittelbar bedroht war, von der Notwendigkeit entlastet, stichhaltige Gründe 

dafür darzulegen, dass sich die einen solchen Schaden begründenden Umstände bei 

Rückkehr in sein Herkunftsland erneut realisieren werden. Da die Vermutung nicht zu 

widerlegen ist, bzw. von der Beklagten nicht widerlegt worden ist (vgl. zu dieser Be-

weislastumkehr, Marx, Handbuch zur Qualifkationsrichtlinie, § 26 Rn. 82), ist davon 

auszugehen, dass die Kläger bei einer Rückkehr in ihre Heimatregion erneut verfolgt 

würden. 

 

Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft scheitert nicht daran, dass die von den 

Klägern geschilderte Verfolgung von nicht staatlichen Akteuren ausgeht. Denn das Ge-

richt ist davon überzeugt, dass der kolumbianische Staat zwar grundsätzlich in der Hei-

matregion der Kläger, Bogota, in der Lage und willens ist, i. S. d. § 3 d AsylG Schutz 

vor Verfolgung zu bieten. Im Fall der Kläger hat er sich vor ihrer Ausreise jedoch im 

Einzelfall als schutzunfähig erwiesen. Gemäß § 3 d Abs. 2 AsylG muss der Schutz vor 

Verfolgung wirksam sein und darf nicht nur vorübergehender Art sein. Generell ist ein 

solcher Schutz gemäß Satz 2 der Vorschrift gewährleistet, wenn die in Absatz 1 ge-

nannten Akteure geeignete Schritte einleiten, um die Verfolgung zu verhindern, bei-

spielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, Strafverfolgung und 

Ahndung von Handlungen, die eine Verfolgung darstellen, und wenn der Ausländer Zu-

gang zu diesem Schutz hat. Einen vollständigen Schutz vor jeglichen kriminellen Über-

griffen vermag kein Staat zu bieten. Verlangt wird durch die genannten Vorschriften, 

dass der Staat die Verfolgungsgefahr durch effektiven Schutz minimiert. Selbst wenn 

es nicht ausreichen sollte, dass die zuständigen Behörden ihr Bestes tun, wenn der 

Ausländer darlegen kann, dass das Beste ineffektiv ist und er glaubhaft gemacht hat, 

dass der Staat zur erforderlichen Schutzgewährung nicht fähig ist (vgl. in diesem Sinne 

Marx, a. a. O. § 3 d Rn. 33), muss hier von einer solchen Gefahr ausgegangen werden. 

Eine derartige Darlegung ist den Klägern gelungen. Sie haben übereinstimmend und 

nachvollziehbar berichtet, dass sie staatlichen Schutz sowohl bei der Polizei und der 

Staatsanwaltschaft (Fiscalia) als auch bei der UNP gesucht, aber nicht gefunden ha-

ben. Lediglich die Mutter des Klägers zu 1.), und zwar bis 2017 und erneut ab dem At-

tentat auf den Kläger im 2018, hat Schutz durch die UNP erhalten. Dass die Poli-

zei und die Staatsanwaltschaft in Einzelfällen nicht in der Lage sind, staatlichen Schutz 

effektiv zu gewähren, ist bekannt (vgl. nur ai an die erkennende Kammer vom 14. April 

2022).  Aber auch die UNP (Unidad Nacional de Proteccion) kann verlässlichen Schutz 

nicht gewähren. So wurden z.B. im Jahr 2020 von insgesamt 24.904 bis November ge-

stellten Schutzgesuchen nur 4.303 positiv beschieden (Antwortschreiben vom 

25.11.2020 an Rechtsanwalt A., Az.: OF 120-00032032). Zwar bedeutet das Angebot 

staatlichen Schutzes keine Garantie, nicht getötet oder verletzt zu werden (SFH, 

a.a.O.). Dies bestätigt die UNP in ihrer ergänzenden Antwort an Rechtsanwalt A. vom 
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15.12.2020, Az.: OF 120-00034569, wonach zwischen 2017 und 2020 9 Personen, de-

nen die UNP Schutz gewährt hatte, währenddessen getötet wurden. Allerdings ist in 

diesem Fall die Wahrscheinlichkeit Opfer eines Mordanschlags zu werden in Anbe-

tracht von ca. 25.000 Schutzzusagen in diesem Zeitraum sehr gering (0,036 %). Den 

Klägern ist nach ihren überzeugenden Darlegungen Schutz in aber gar nicht 

angeboten worden.  

 

Schließlich steht dem Kläger zu 1.) interner Schutz i. S. v. § 3 e Abs. 1 AsylG nicht zur 

Seite.  

Gemäß § 3 e Abs. 1 AsylG wird dem Ausländer die Flüchtlingseigenschaft nicht zuer-

kannt, wenn er  

1. in einem Teil seines Herkunftslandes keine begründete Furcht vor Verfolgung 

oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung nach § 3d hat und 

2. sicher und legal in diesen Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und 

vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich dort niederlässt. 

 

Ein solch interner Schutz steht dem Kläger zu 1.) zur Überzeugung des Gerichts nicht 

in den kolumbianischen Großstädten zur Verfügung, die nicht zu den zwischen der 

Guerilla und der Regierung umstrittenen Gebieten Kolumbiens gehören. Grundsätzlich 

bejaht das Gericht einen solchen, zumutbar zu erreichenden internen Schutz. Sämtli-

che dem Gericht zur Verfügung stehenden Erkenntnismittel berichten von gezielten 

Übergriffen von Banden und Guerilleros auf die Zivilbevölkerung lediglich in den nach 

Rückzug der FARC-Rebellen umkämpften Regionen Kolumbiens. In diesen Gebieten, 

in denen es nach dem Rückzug der FARC-Rebellen infolge des Friedensabkommens 

2016 zu Territorial- und Streitereien um Drogen und Rohstoffe gekommen ist, zeigt der 

kolumbianische Staat, wie oben dargelegt, kaum effektive Präsenz auf dem Gebiet der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Erkenntnisse darüber, dass der kolumbianische 

Staat außerhalb der umkämpften Gebiete nicht sein staatliches Gewaltmonopol durch-

setzt, hat das Gericht nicht. Keine der aus der den Beteiligten mit der Ladung über-

sandten Lise ersichtlichen Erkenntnismittel berichtet über Derartiges. 

Hierzu gehört insbesondere die Hauptstadt Bogota wie auch andere Millionenstädte 

wie Cali nicht. Es ist für Personen, die von Verfolgung betroffen sind, grundsätzlich 

möglich, sich innerhalb des Staatsgebiets Kolumbiens einer solchen Bedrohung zu ent-

ziehen. Für Personen, die dem der staatlichen Schutzprogramm der UNP (Unidad Na-

cional de Proteccion) unterfallen, gibt es sogar staatliche Schutz- und Unterstützungs-

maßnahmen, bis hin zu Reisekostenunterstützung (vgl. BFA vom 28.05.2021 Auskunft 

an das erkennende Gericht, S. 3 f., 7 f.). Deswegen bejaht das Gericht in ständiger 

Rechtsprechung grundsätzlich die Möglichkeit der Inanspruchnahme internen Schutzes 

(vgl. nur Urteil vom 17.11.2021 -3 A 94/19-; ebenso VG Lüneburg, Urteil vom 

25.08.2021 -1 A 13/20-; VG Oldenburg, Gerichtsbescheid vom 06.10.2021 -13 A 

116/21-). 

Belegen aber die Erkenntnismittel, dass die nichtstaatlichen Akteure ihre Verfolgungen 

landesweit ausüben können und muss von einem Verfolgungsinteresse ausgegangen 

werden, kann von dem Asylbewerber nicht erwartet werden, in anderen Landesteilen 
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Schutz zu suchen (Marx, Handbuch zur Qualifikationsrichtlinie, § 4 Rn. 141). So liegt 

der Fall hier. 

 

Die Konrad Adenauer Stiftung macht die Frage der internen Sicherheit davon abhän-

gig, wie stark die verfolgte Person exponiert ist und von welchen Akteuren sie verfolgt 

wird (Auskunft an die erkennende Kammer vom 26.04.2021). Die Schweizerische 

Flüchtlingshilfe (a.a.O. S. 6) führt dazu aus, es sei schwierig, Aussagen über die Wirk-

samkeit von Umsiedlungen einer bedrohten Person in eine andere Region oder Stadt 

zu machen. Wenn die kriminelle Gruppe eine lokal organisierte Drogenhändlerbande 

sei, könnte eine solche Umsiedlung den Drohungen ein Ende setzen. Doch wenn diese 

Drohungen von einer wichtigeren Organisation kämen, die auf nationaler Ebene tätig 

sei, sei es sehr wahrscheinlich, dass die Person auch in einer größeren Stadt bedroht 

werde.  

Schließlich führt das Auswärtige Amt in seiner Auskunft vom 21.02.2022 an die erken-

nende Kammer aus, dass von Gewaltandrohung Betroffene oft versuchen sich in ande-

ren Landesteilen und/oder Großstädten in Sicherheit zu bringen. Allerdings könne eine 

erneute Verfolgung nicht ausgeschlossen werden. Bewaffnete Gruppen seien gut ver-

netzt und könnten – bei besonderem Interesse an der Person – mit entsprechendem 

Aufwand Personen landesweit ausfindig machen. Dies gelte für alle Gruppen von Ver-

folgten; sie seien alle gefährdet, wenn sie über Informationen verfügten, die für die Ver-

folger ein Risiko darstellten. Aus Sicht des Auswärtigen Amtes mache es keinen signifi-

kanten Unterschied, von welcher Gruppe von Verfolger (staatliche Behörden, Krimi-

nelle, Guerilla oder Paramilitärs) ausgehe, da diese gerade in den Konfliktregionen 

häufig miteinander verwoben seien und staatliche Behörden zudem oft von kriminellen 

Gruppen infiltriert seien. Der kolumbianische Staat gehe im Rahmen seiner Möglichkei-

ten gegen diese kriminellen Gruppen vor, sei jedoch nicht in der Lage, seine Bürger*in-

nen umfänglich und erfolgreich gegen diese kriminellen Aktivitäten zu schützen. 

Aktuell finden sich diese Erkenntnisse bestätigt durch die Angaben der EUAA (Country 

Focus Colombia, Dezember 2022). So heißt es in Abschnitt 4.3 (S. 69 der deutschen 

Version), die Präsenz des bewaffneten Konflikts in städtischen Gebieten sei nicht neu. 

In den Jahren 2021 und 2022 habe er an Relevanz gewonnen, da die Verbindungen 

zwischen den bewaffneten Strukturen auf nationaler Ebene und den lokalen Ban-

den/Combos durch Outsourcing-Beziehungen verstärkt worden seien. In Abschnitt 

5.3.4 (S. 110 der deutschen Version) heißt es, städtische kriminelle Straßenbanden 

seien inzwischen für einen wachsenden Anteil der Gewalt in Kolumbien verantwortlich. 

Diese Gruppen würden auch häufig von größeren Gruppen wie AGC (anderer Begriff 

für Clan del Golfo oder Aguilas Negras) und ELN unter Vertrag genommen, um ihre 

“städtischen Schmuggelrouten“ zu betreiben. AGC zeichne sich besonders dadurch 

aus, dass sie Franchise-Gruppen einsetzte, bei denen es sich häufig um kleinere, loka-

lisierte Banden in ganz Kolumbien handele, die unter dem Banner der größeren 

Gruppe und mit einem hohen Maß an Autonomie als “ausgelagerte“ Banden operier-

ten. In Abschnitt 5.8 (S. 132 der deutschen Version) heißt es weiter, dass kriminelle 

Gruppen definitiv in der Lage seien, Zielpersonen aufzuspüren. Dies geschehe haupt-

sächlich durch Mundpropaganda und landesweite Netzwerke von „städtischen Kollabo-

rateuren“ oder durch die Anwerbung lokaler städtischer Kontakte. Es sei umso wahr-

scheinlicher, dass eine solche Gruppe jemanden aufspüren könne, je nationaler die 
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Gruppe sei. Eine FARC-Dissidentengruppe, die ELN oder die AGC wären also eher 

dazu in der Lage als eine lokale kriminelle Gruppe. Auf den folgenden Seiten wird 

diese Aussage vertieft und dargelegt, dass die Wahrscheinlichkeit einer weiteren Ver-

folgung von der verfolgten Person, der Art ihrer Tätigkeit, dem Verfolgungsinteresse 

des Verfolgers sowie – in weitaus geringstem Maße – von seinen logistischen Fähig-

keiten abhängt. Auch aus der Auskunft des Auswärtigen Amtes an das erkennende 

Gericht vom 21.02.2022 ergibt sich, dass paramilitärischen Gruppen aufgrund ihrer Be-

ziehungen und Verflechtungen mit staatlichen Stellen in der Lage sein werden, den 

Kläger aufzuspüren. Das Gericht geht davon aus, dass das Interesse der Aguilas Neg-

ras an der Verfolgung des Klägers zu 1.) auch bei einem gedachten Umzug fortbeste-

hen wird.  

Beide Gesichtspunkte (Exponiertheit und Interessenlage) sprechen dafür, dass der 

Kläger zu 1.) internen Schutz in einer beliebigen kolumbianischen Großstadt nicht wird 

finden können. Der Kläger zu 1.) wird als aktiver Sozialarbeiter, der sich in der Vergan-

genheit nicht gescheut hat, gezielt gegen die Interessen der Aguilas Negras und ande-

rer Paramilitärs zu agieren und deren fundamentale wirtschaftliche und organisatori-

schen Interessen zu torpedieren, in jeder kolumbianischen Stadt zur Zielscheibe poten-

tieller Angreifer. Unabhängig von der Frage, ob das die Gefahr überhaupt verringern 

könnte, kann vom Kläger zu 1.) nicht verlangt werden, dass er seine Tätigkeit aufgibt, 

um den rechtswidrigen Übergriffen der Paramilitärs zu entgehen. Einem Ausländer, der 

sich rechtstreu verhält und von seinen Grundrechten durch Wahl seines ehrenamtli-

chen Engagements nach seinem Wunsch Gebrauch macht, darf nicht angesonnen 

werden, diese rechtmäßige Verhaltensweise aufzugeben, um rechtswidrigem Druck 

von verbrecherischen Organisationen zu entgehen. Ebenso wenig wie von Verfolgten 

verlangt werden kann, nicht mehr ihr Haus zu verlassen, um sich vor etwaiger Verfol-

gung zu schützen, kann verlangt werden die ehrenamtliche Tätigkeit zu wechseln, um 

sich einer Verfolgung zu entziehen. 

 

Diese, den Kläger zu 1.) betreffenden Ausführungen, lassen sich nicht auf die Klägerin 

zu 2.), seine Ehefrau, übertragen. Diese war keinerlei asylerheblichen Handlungen o-

der Übergriffen ausgesetzt. Sie ist lediglich als Familienangehörige des Klägers zu 1.) 

betroffen. Dem trägt die Regelung in § 26 Abs. 3 i.V.m. Abs. 5 AsylG Rechnung, indem 

sie der Klägerin zu 2.) einen Anspruch auf Familienflüchtlingsschutz zubilligt. Die famili-

äre Gemeinschaft bestand schon in Kolumbien; die Eheschließung erfolgte am 

17.01.2020. Allerdings besteht dieser Anspruch gemäß § 26 Abs. 3 Nr. 1 AsylG erst, 

wenn die Entscheidung in Bezug auf den Stammberechtigten unanfechtbar geworden 

ist. Deshalb erfolgt die Verpflichtung der Beklagten, der Klägerin zu 2.) die Flüchtlings-

eigenschaft zuzuerkennen unter der aufschiebenden Bedingung der Unanfechtbarkeit 

dieser Entscheidung. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. Dass der 

Ausspruch in Bezug auf die Klägerin zu 2.) unter einer aufschiebenden Bedingung 

steht, wertet das Gericht dabei als geringfügiges Unterliegen. Die Gerichtskostenfrei-

heit beruht auf § 83 b AsylG. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbar stützt sich auf § 167 VwGO i. V. m. 

708 Nr. 11, 711 ZPO 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung nur statthaft, wenn sie von dem Niedersächsi-

schen Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. Die Zulassung der Berufung ist inner-

halb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils zu beantragen. Der Antrag ist bei 

dem 

Verwaltungsgericht Göttingen, 
Berliner Straße 5, 37073 Göttingen, oder 
Postfach 37 65, 37027 Göttingen, 

 

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die 

Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist (§ 78 Abs. 3 AsylG). 

Für die Einleitung und die Durchführung des Rechtsmittelverfahrens besteht ein Vertre-

tungszwang nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 VwGO. 
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